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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Stückten, Höcherl, Wagner (Günz- 
burg), Dr. Riedl (München), Dr. Kreile, Dr. Schneider 
(Nürnberg), Engelsberger, Niegel, Dr, Götter 
und Genossen 


Sachgebiet 72 


betr, baupreisrechtliche Vorschriften 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schnellbrief vom 
15. Dezember 1969 den Spitzenverbänden der deutschen Bau- 
wirtschaft mitgeleilt, daß er sich außerstande sieht, die durch 
gesetzliche Vlaßnahmen erhöhten Kosten (Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung, Krankenkassenbeitrag für Schlechtwettergeldemp- 
fänger) preisrechtlich anzuerkennen. Dadurch räumt der Bun- 
desminister für Wirtschaft öffentlichen Auftraggebern gegen- 
über privaten Auftraggebern eine Sonderstellung ein, die mit 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen nicht zu vereinbaren ist. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Mit welcher Begründung stellt die Bundesregierung die 
baupreisrechtlichc Anpassung der Zuschläge für die Abrech- 
nung von Bauleistungen im Stundenlohn auf Grund öffent- 
licher oder mit öffentlichen Mitteln finanzierter Aufträge 
an die durch Bundesgesetze bewirkten Mehrkosten (Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfall, Krankenkassenbeiträge für 
Schlechtwettergeldempfänger, erhöhte Rentenversicherungs- 
beiträge) mit echten administrativen Preisregelungen gleich? 

2. Ist sich die Bundesregierung darüber klar, daß ihre Weige- 
rung, die bisher auf der Basis des Jahres 1958 festgelegten 
Stundenlohnzuschläge den tatsächlichen Kosten anzupassen, 
dazu führen muß, daß zahlreiche Bauauftragnehmer es künf- 
tig ablehnen werden, Aufträge der öffentlichen Hand anzu- 
nehmen, die keine kostendeckenden Preise gewährleisten 
und daß hierdurch die Ausführung notwendiger Instandset- 
zungsarbeiten sowie Reparaturaufträge gefährdet ist? 
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3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß § 14 Nr. 2 der 
Baupreisverordnung es den Bauauftragnehmern verwehrt, 
die lohngebundenen Kosten zuzüglich Umsatzsteuer in tat- 
sächlicher Höhe bei der Abrechnung von Lohnkostenände- 
rungen zu berechnen? 

4. Ist sich die Bundesregierung darüber klar, daß ihre Weige- 
rung, die Zuschlagsätze für Stundenlohnarbeiten und lohn- 
gebundene Kosten den tatsächlichen Kosten anzupassen, 
dazu führen wird, daß die Bauauftragnehmer gezwungen 
sind, ihre nichtgedeckten Kosten in die übrigen Baupreise 
einzurechnen? 

5. Ist die Ankündigung der Bundesregierung im Jahresv/irt- 
schaftsbericht das Baupreisrecht zu überprüfen, dahin gehend 
zu verstehen, daß auf dem Gebiete der öffentlichen Aufträge 
für Bauleistungen endlich marktwirtschaftliche Grundsätze 
zur Anwendung gebracht und die diesen Grundsätzen wider- 
sprechende Sonderstellung der öffentlichen Bauauftraggeber 
beseitigt werden sollen? 

Bonn, den 24. Februar 1970 
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